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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Handelsgesetzbuch sind nicht die amtliche 

Fassung. Diese finden Sie nur im Bundesgesetzblatt. 

 

 

 

Handelsgesetzbuch 

 

 

Sechster Titel 

Lagebericht 

 

§ 289a Erklärung zur Unternehmensführung 

(1)  Börsennotierte Aktiengesellschaften sowie Aktiengesellschaften, die aus-
schließlich andere Wertpapiere als Aktien zum Handel an einem organisierten 
Markt im Sinn des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes ausgegeben ha-
ben und deren ausgegebene Aktien auf eigene Veranlassung über ein multila-
terales Handelssystem im Sinn des § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 des Wertpapier-
handelsgesetzes gehandelt werden, haben eine Erklärung zur Unternehmens-
führung in ihren Lagebericht aufzunehmen, die dort einen gesonderten Ab-
schnitt bildet. Sie kann auch auf der Internetseite der Gesellschaft öffentlich 
zugänglich gemacht werden. In diesem Fall ist in den Lagebericht eine Bezug-
nahme aufzunehmen, welche die Angabe der Internetseite enthält. 

(2)  In die Erklärung zur Unternehmensführung sind aufzunehmen die Erklärung 
gemäß § 161 des Aktiengesetzes 

1. relevante Angaben zu Unternehmensführungspraktiken, die über die ge-
setzlichen Anforderungen hinaus angewandt werden, nebst Hinweis, wo 
sie öffentlich zugänglich sind; 

2. eine Beschreibung der Arbeitsweise von Vorstand und Aufsichtsrat sowie 
der Zusammensetzung und Arbeitsweise von deren Ausschüssen; 

3. sind die Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft öffentlich zu-
gänglich, kann darauf verwiesen werden. 

 

 

Zehnter Titel 

Konzernabschluss nach internationalen Rechnungslegungsstandards 

Dritter Unterabschnitt 

Prüfung 

 

§ 317 Gegenstand und Umfang der Prüfung 

(1) In die Prüfung des Jahresabschlusses ist die Buchführung einzubeziehen. Die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses hat sich darauf 
zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften und sie ergänzende Bestim- 
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mungen des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung beachtet worden sind. 
Die Prüfung ist so anzulegen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die in 
Satz 2 aufgeführten Bestimmungen, die sich auf die Darstellung des sich nach 
§ 264 Abs. 2 ergebenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Unternehmens wesentlich auswirken, bei gewissenhafter Berufsausübung er-
kannt werden. 

(2) Der Lagebericht und der Konzernlagebericht sind darauf zu prüfen, ob der La-
gebericht mit dem Jahresabschluß, gegebenenfalls auch mit dem Einzelab-
schluss nach § 325 Abs. 2a, und der Konzernlagebericht mit dem Konzernab-
schluß sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen des Ab-
schlußprüfers in Einklang stehen und ob der Lagebericht insgesamt eine zu-
treffende Vorstellung von der Lage des Unternehmens und der Konzernlage-
bericht insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Konzerns 
vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Angaben nach § 289a sind nicht in 
die Prüfung einzubeziehen. 

(3) Der Abschlußprüfer des Konzernabschlusses hat auch die im Konzernab-
schluß zusammengefaßten Jahresabschlüsse, insbesondere die konsolidie-
rungsbedingten Anpassungen, in entsprechender Anwendung des Absatzes 1 
zu prüfen. Sind diese Jahresabschlüsse von einem anderen Abschlussprüfer 
geprüft worden, hat der Konzernabschlussprüfer dessen Arbeit zu überprüfen 
und dies zu dokumentieren. 

(4) Bei einer börsennotierten Aktiengesellschaft ist außerdem im Rahmen der Prü-
fung zu beurteilen, ob der Vorstand die ihm nach § 91 Abs. 2 des Aktien-
gesetzes obliegenden Maßnahmen in einer geeigneten Form getroffen hat und 
ob das danach einzurichtende Überwachungssystem seine Aufgaben erfüllen 
kann. 

(5) Bei der Durchführung einer Prüfung hat der Abschlussprüfer die internationalen 
Prüfungsstandards anzuwenden, die von der Europäischen Kommission in 
dem Verfahren nach Artikel 26 Abs. 1 der Richtlinie 2006/43/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprüfungen 
von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der 
Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 84/253/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 157 S. 87) angenommen 
worden sind. 

(6) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zusätzlich zu den bei der 
Durchführung der Abschlussprüfung nach Absatz 5 anzuwendenden interna-
tionalen Prüfungsstandards weitere Abschlussprüfungsanforderungen oder die 
Nichtanwendung von Teilen der internationalen Prüfungsstandards vorzu-
schreiben, wenn dies durch den Umfang der Abschlussprüfung bedingt ist und 
den in den Absätzen 1 bis 4 genannten Prüfungszielen dient. 


